
Für den Fall, dass die Frage 7. zu verneinen ist:

8. Kann sich ein türkischer Staatsangehöriger, der die Rechts-
position nach Art. 7 Satz 1 2. Spiegelstrich ARB 1/80 inne-
hat, auf den besonderen Ausweisungsschutz des Art. 28
Abs. 1 RL 2004/38/EG berufen?

Für den Fall, dass von dem Fortbestehen einer Rechtsposition
nach Art. 7 Satz 1 2. Spiegelstrich ARB 1/80 auszugehen ist
(Die Frage 1. wird bejaht oder die Frage 2. wird bejaht und die
Fragen 3. und 4. verneint.), stellt sich weiterhin die Frage:

9. Kann eine Vielzahl kleinerer Straftaten (im wesentlichen
Eigentumsdelikte), die für sich allein genommen nicht geeig-
net sind, eine tatsächliche und hinreichend schwere Gefähr-
dung eines Grundinteresses der Gesellschaft zu begründen,
aufgrund der hohen Anzahl eine Ausweisung rechtfertigen,
wenn mit weiteren Straftaten zu rechnen ist und gegen
Inländer bei gleicher Sachlage keine Maßnahmen ergriffen
werden?

(1) Abl. L 293, S. 4
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Vorlagefragen

1. Ist Artikel 7 Absatz 1 der Richtlinie 2003/88/EG (1) (= Arti-
kel 7 der Richtlinie 93/104/EG) dahin zu verstehen, dass
Arbeitnehmer auf jeden Fall einen bezahlten Mindestjahres-
urlaub von vier Wochen erhalten müssen [und dass] insbe-
sondere vom Arbeitnehmer wegen Krankheit im Urlaubsjahr
nicht genommener Urlaub zu einer späteren Zeit zu gewäh-
ren ist, oder kann durch einzelstaatliche Rechtsvorschriften

und/oder einzelstaatliche Gepflogenheiten vorgesehen wer-
den, dass der Anspruch auf bezahlten Jahresurlaub erlischt,
wenn Arbeitnehmer im Urlaubsjahr vor der Urlaubsgewäh-
rung arbeitsunfähig erkranken und vor Ablauf des Urlaubs-
jahres bzw. des gesetzlich, kollektiv- oder einzelvertraglich
festgelegten Übertragungszeitraums ihre Arbeitsfähigkeit
nicht wiedererlangen?

2. Ist Artikel 7 Absatz 2 der Richtlinie 2003/88/EG dahin zu
verstehen, dass Arbeitnehmern bei Beendigung des Arbeits-
verhältnisses auf jeden Fall ein Anspruch auf finanzielle Ver-
gütung als Ersatz für erworbenen und nicht genommenen
Urlaub (Urlaubsabgeltung) zusteht, oder können einzelstaat-
liche Rechtsvorschriften und/oder einzelstaatliche Gepflo-
genheiten vorsehen, dass Arbeitnehmern Urlaubsabgeltung
nicht zusteht, wenn sie bis zum Ablauf des Urlaubsjahres
bzw. des anschließenden Übertragungszeitraums arbeitsun-
fähig erkrankt sind und/oder wenn sie nach Beendigung des
Arbeitsverhältnisses eine Rente wegen verminderter
Erwerbsfähigkeit oder Invalidität beziehen?

3. Für den Fall, dass der Gerichtshof die Fragen zu 1 und 2
bejaht:

Ist Artikel 7 der Richtlinie 2003/88/EG dahin zu verstehen,
dass der Anspruch auf Jahresurlaub oder auf finanziellen
Ersatz voraussetzt, dass der Arbeitnehmer tatsächlich im
Urlaubsjahr gearbeitet hat, oder entsteht der Anspruch auch
bei entschuldigtem Fehlen (wegen Krankheit) oder unent-
schuldigtem Fehlen im gesamten Urlaubsjahr?

(1) ABl. L 299, S. 9.
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